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Politische Uberficht.
(Fortsetzung.)

„So kann es nicht weitergehe »."
' Diese Worte habe ich, so schreibt der Abg. Dr . Arndt

im „Tag "
, noch niemals so oft und von so verschiedenen

Seiten im Reichstag gehört , wie gegenwärtig . Der
Reichstag ruiniert sich selbst — das ist eine sehr ernste
Mahnung an alle, die es angeht . Einen erheblichen Teil
der Schuld tragen die Parteien und die Wähler . Der
unlautere Wettbewerb unter den Parteien hat dahin ge¬
führt , daß die Jnteressenfragen mehr und mehr unsere
Politik beherrschen . Das ideale Moment tritt zurück .
Kirchturms - und Magenfragen sind ausschlaggebend, und
der Kandidat wird nicht nach Charakter , Begabung , Sach¬
kenntnis , sondern nur nach seiner Anziehungskraft für
die Wählermassen ausgesucht. Der Reichstag verflacht
hierbei immer mehr, die hervorragenden Männer ster¬
ben hierbei immer mehr ab und finden wenig Ersatz . Wir
leben im Zeitalter der Epigonen , das macht sich bei allen
Parteien gleichmäßig bemerkbar. Dementsprechend sinkt
die Bedeutung der Reichstagsverhandlungen und das In¬
teresse der öffentlichen Meinung an den Beschlüssen und
an den Debatten des Reichstages. Hier aber ist der
Punkt , wo die Schuld des Reichstages beginnt .

Die Geschäftsordnung des Reichstages versagt immer
mehr. Die Debatten über den Etat des Reichsamts des
Innern haben das mit erschreckender Deutlichkeit wieder
zutage treten lassen . Die Debatten ? Gibt es denn im
Reichstag überhaupt noch Debatten ? Die Frage muß
verneint werden. Die Handhabung der Geschäftsordnung
trägt hieran die Hauptschuld. An Stelle der Rede und
Gegenrede, welche das Wesen einer Debatte ausmachen,
sind langatmige , endlose Parteireden zum Fenster hin¬
aus getreten , die den Reichstag zur Stätte einer tödlichen
Langweiligkeit machen . Nach der Geschäftsordnung hat
der Präsident das Recht , nach der Reihenfolge der Wort¬
meldungen die Redner zu bestimmen. Früher haben die
Präsidenten das Recht auch gehandhabt . Sie haben die
Fraktionen hierbei berücksichtigt , aber nur , soweit es
ihnen gut schien . Noch die Grafen Ballestrem und
Stolberg unterbrachen häufig die Reihe der Fraktions¬
redner und hielten eifersüchtig an ihrem Recht der Fest¬
setzung der Redefolge fest . Jetzt ist das anders . Die
Fraktionen kommandieren. In der Ochsentour treten dis
Redner ein, nicht nach ihrer eigenen Bedeutung , nicht
nach ihrer Stellung zur Vorlage , sondern allein nach der
Kopfzahl der Fraktionen . Das war eine Einrichtung ,
die dem . Zentrum so lange zugute kam, bis die Sozial¬
demokratie die stärkste Partei wurde . Wie kann aber eine
Debatte entstehen , wenn immer in derselben Reihenfolge
die Parteivertreter antreten , gleichviel , ob sie einen ent¬
gegengesetzten Standpunkt haben oder den gleichen . Oft
sprechen drei oder vier Redner hintereinander gegen und
dann ebensoviel Redner hintereinander für eine Vorlage .
Eine Partei oder ein Abgeordneter werden scharf an¬
gegriffen — sie müssen geduldig zehn Redner vorüber¬
lassen , ehe sie in der Ochsentour wieder zu Wort kommen,
inzwischen ist der Angriff längst vergessen . Es kommt
auch vor, daß eine Anzahl Redner über verschiedene
Sachen reden — kunterbunt spricht dann einer wieder
über eine Frage , über welche sechs Redner vor ihm sich aus¬
schwiegen und vier Redner hinter ihm antwortet mal
wieder einer . Die Fraktionswirtschaft im Reichstag hat
hier zu unerträglichen Zustände» geführt . Der hervor¬
ragendste, befähigste , geeignetste Redner , der Mann , auf
dessen Worte das Volk hören würde , dessen Rede dem
Reichstag zur Ehre gereichen müßte , er kommt überhaupt
kaum noch und höchstens am Ende einer völlig erschöpften
Debatte zn Wort , wenn er außerhalb der Fraktionen
bleibt . Haben die Fraktionen ein Recht zu diesem Frak¬
tionszwang , den sie ja in noch brutalerer Form der Ge¬
schäftsordnung zuwider bei den Kommissionswahlen an¬
wenden ? Es ist schwer einen Weg zur Besserung vor¬
zuschlagen und doch „so kann es nicht weiter gehen". —
Meiner Überzeugung nach kann nur ein Mittel helfen :
Beschränkung der Redezeit. Es ist ein Mißbrauch , wenn
im Reichstag stundenlange Abhandlungen vorgetragen ,
recht oft sogar vorgelesen werden . Das raubt den Ver¬
handlungen vollends den Charakter der Debatte . Würde
die Redezeit eingeschränkt , so würde die Reihenfolge der
Redner weniger wichtig , denn jeder käme zu Wort .
Tann könnte der Präsident die Redner ohne Furcht , daß
cr den Fraktionen oder den einzelnen das Wort abschnei¬
det , frei bestimmen, sie nach ihrer Stellung zur Vorlage ,
nach dem Inhalte der Vorreden einordnen , dann gäbe es
wirkliche Debatten , bei denen die Schlagfertigkeit und
die Sachkenntnis zu ihrem Recht kämen. Dann wüchse
wieder das Interesse an den Parlamentsverhandlungen ,
auf dem doch letzten Endes die Bedeutung des Parlaments
beruht. Eine halbe Stunde Redezeit für erste Lesungen
und zur Begründung von Anträgen und Interpellatio¬
nen , eine Viertelstunde für sonstige Debatten . Nach Ab¬
lauf der Zeit Befragung des Hauses . Es ist Notwehr ,
bie hier geübt werden muß gegen den unerhörten Miß¬

brauch, der init der Zeit des Reichstages jetzt getrieben
wird . „So kann es nicht weitergehen" — darüber herrscht
Übereinstimmung aller Parteien : sollte demgegenüber
nicht auch eine Übereinstimmung über die allein mögliche
Abhilfe denkbar sein ? Denn es steht hier auf dem Spiele ,
woran alle Parteien das gleiche Interesse haben , das An¬
sehen des Reichstags und die Zukunft des Parlamen¬
tarismus .

Stellung des Strafrechts zn ärztlichen Eingriffen.
' In der Petitionskommission des Reichstages ist die

Frage erörtert worden, ob man gesundheitsgefährliche
Eingriffe , die an armen Kranken in Krankenhäusern zu
Versuchszwecken gemacht werden, auch dann unter
Strafe stellen soll, wenn der Patient , der die
Tragweite des Eingriffs nicht beurteilen kann,
seine Einwilligung dazu gegeben hat . Es kam
dabei hauptsächlich auf Fälle an , wo der Eingriff
nicht auf die Heilung des Kranken, sondern darauf ab¬
zielt, einem Menschen zu Versuchszwecken die Keime ei¬
ner Krankheit zu infizieren . Die Reichsregiernng nimmt
hierzu folgende Stellung ein : Vom Standpunkt der
Rechtspflege sei ein Bedürfnis zu einem Eingreifen der
Gesetzgebung aber auch um deswillen zu verneinen , weil
das geltende Recht den erforderlichen Strafschutz ge¬
währe . Das Reichsgericht gehe bei seiner Rechtsprechung
davon aus , daß der ärztliche Eingriff an sich unter den
strafrechtlichen Begriff der Körperverletzung falle , und
daß sich seine Straflosigkeit lediglich aus der Einwilli¬
gung des Patienten oder seines Stellvertreters im Wil¬
len ergebe. Diese Rechtsprechung werde in der Wissen¬
schaft zwar vielfach angefochten , für die Praxis werde
sie aber als maßgebend betrachtet werden müssen. Die
Auffassung des Reichsgerichts sei an Fällen entwickelt
wotden , in denen der ärztliche Eingriff ausschließlich
Heilzwecken gedient habe ; um so mehr werde der Ein¬
griff der Körperverletzung da als gegeben zu erachten
sein , wo es sich nicht darum handle, einen Kranken zu
heilen, sondern einen Gesunden krank zu machen . Daß
da, wobei einem Menschen , der nicht eingewilligt habe,
ein derartiger Eingriff vorgenommen werde, die Vor -
aussetzungen einer strafbaren Körperverletzung, und
zwar je nach Umständen einer gefährlichen oder auch
schweren Körperverletzung erfüllt seien , darüber könne
kein Zweifel obwalten. Ebenso zweifellos erscheine , daß
gerade in derartigen Fällen an das Erfordernis der Ein¬
willigung , soweit sie überhaupt als wirksam zu erachten
sei, ein strenger Maßstab anzulegen und namentlich eine
ohne Kenntnis der Tragweite des Eingriffs abgegebene
Einwilligung nicht als SchuldausschließungSgrund an¬
zusehen sei . Im übrigen stelle sich die Frage nur als ein
kleiner Ausschnitt aus dem großen und wichtigsten
Problem der Stellung des Strafrechts zu den ärztlichen
Eingriffen dar . Diesen Ausschnitt für sich allein einer
gesetzlichen Reglung entgegenzuführen, sei nicht angän¬
gig. Die sehr schwierige Frage der legislatorischen Be¬
handlung ärztlicher Eingriffe könne vielmehr zweckent¬
sprechend nur in ihrer Gesamtheit und, da sie mit an¬
deren grundsätzlichen Fragen des Strafrechts , wie ins¬
besondere der Frage des Notstandes und der Nothilfe in
engem Zusammenhangs stehe, nur bei Gelegenheit der
schwebenden Reform des gesamten Strafrechts gewürdigt
werden. Eine gründliche Prüfung sei hier um so mehr
gewährleistet, als die Wissenschaft gerade diesem Gebiet
in neuerer Zeit ihr besonderes Interesse zugewendet
habe. Dafür , daß bei der schwebenden Strafrechtsreform
auch die vorstehend erörterten Fälle in Rücksicht gezogen
würden , habe das Reichsjustizamt bereits durch eine Mit¬
teilung an die mit der Aufstellung eines neuen Straf¬
gesetzbuchs betraute Kommission Sorge getragen .

Der Vertreter des Kaiserlichen Gesundheitsamts er¬
klärte : Die ärztliche Wissenschaft sträubt sich nicht gegen
Vorschriften, die ungerechtfertigte und unnötige Versuche
an Kranken soviel wie möglich hintanzuhalten bestimmt
sind . Im allgemeinen muß unterschieden werden zwi¬
schen rein wissenschaftlichen Versuchen am Körper eines
Kranken, die ünter Umständen sogar darauf hinausgehen ,
dem Kranken eine neue Krankheit einzuimpfen , ohne ihn
von seinem eigentlichen Leiden zu befreien, u . denjenigen
Eingriffen , die zum unmittelbaren Besten des Kranken
selbst geschehen, mit der Absicht, ihn zu heilen oder zu
schützen . Auch hier ist es unerläßlich, bei Erprobung
neuer Heilmittel oder vervollkommneter Verfahren zur
Erkennung , Heilung und Verhütung von Krankheiten
vorsichtig prüfend vorzugehen. Wollte man aber dem
Arzte jeden Versuch untersagen , so würde man damit
den Fortschritt neuer Heilverfahren , lebensrettender
neuer Operationen usw . unmöglich machen , zum Scha¬
den der Kranken selbst. Es ist bekannt, daß eine Reihe
deutscher Ärzte Versuche mit neuen Mitteln und Methoden
am eigenen Körper ausgeführt hat ; es kann nur der Hoff¬
nung Allsdruck gegeben werden, daß dieses Verfahren
auch in Zukunft angewendet wird.

* Das Besitzfestigungsverfahre»
Las wir einigen Jahren in Posen und Westpreußen dnrch -
geführt wird und auf Grund des Gesetzes vom 26 . Juni
1912 auf die Provinzen Schlesien , Ostpreußen und Pym -
mern ausgedehnt werden soll, hat im Kalenderjahr 1912
in der Provinz Posen vorzügliche Fortschritte gemacht .

Die Deutsche Mittelstandskaffe für Posen hat mit den
in diesem Jahre durchgeführten Regulierungen bäuer -
sicher Grundstücke zum ersten Male die Zahl 1000 über¬
schritten. Während 1910 : 665 , 1911 : 915 bäuerliche Be¬
sitzungen reguliert wurden , ist im Jahre 1912 das Ver-
fahren für 1076 Grundstücke durchgeführt und damit die
Gesamtzahl von 4285 erreicht worden. Diese Besitzungen
umfassen insgesamt 290 000 Morgen . Die regulierten
Besitzer ersparen jährlich 630 000 M . an Zinsen und,wenn man hiervon die erhöhten Tilgungsleistungen ab-
Awht, zu denen sie durch das Verfahren veranlaßt wurden ,320 000 M . an Jahresleistungen . Gewiß ein bedeuten¬
der Vorteil , der jedem polnischen Landwirt den Gedan¬
ken nahe legen muß, die Regelung seiner Hypothekenvec-
hältnisse durch die Deutsche Mittelstandskasse vornehmen
zu lassen . An diesem Verfahren nehmen die ländlichen
Genossenschaften lebhaften Anteil , indem sie die Bürg¬
schaft für die jährlich zu zahlenden Renten und deren
Einziehung übernehmen ; z . Z . wirken 275 Genossenschaf ,
ten bei dem Verfahren mit .

Auch für den Großgrundbesitz , dessen Regulierung
durch die Mittelstandskasse erst im Jahre 1908 in Angriff
genommen ist, sind gute Fortschritte in, Jahre 1912 zu
verzeichnen. Das Verfahren ist jetzt für 54 größere Gü¬
ter durchgeführt , die rund 140000 Morgen umfassen , so
daß im ganzen 430 000 Morgen in Posen durch die
Deutsche Mittelstandskasse im Besitz gefestigt sind.

Besonders lebhaft hat sich im Jahre 1912 das Kaufver -
mittelungsgeschäft entwickelt , bei dem es den Bemühun¬
gen der Mittelstandskafse gelang, für 141 Grundstücke
deutsche Käufer zu finden, die das erworbene Besitztum
unter Ersparung bedeutender Kosten an Stempeln und
Gebühren regulieren ließen. Im Jahre 1911 wurden
84 Grundstücksverkäufe vermittelt , so daß hier eine sehr
starke Steigerung der Geschäfte festzustellen ist. Im
ganzen hat die Mittelstandskasse bisher bei dem Ver-
kaufe von 94 000 Morgen mitgewirkt.

Seit dem 1 . April 1911 arbeitet die Deutsche Mittel -
standskasse auch Hand in Hai d mit den 30 in der Provinz
Posen bestehenden Kleinsiedlungsgenossenschaften bei
dem Verkauf und der Beleihung von ländlichen Arbeiter -
stellen; es wurden deren im Jahre 1911 : 58, im Jahre
1912 : 75 , insgesamt also 133 bestehen und zwar mit Ren-
tenkapitalien im Betrage von rund 630000 M . Die
hergeliehenen Summen werden auch hier (wie bei dem
Regulierungsverfahren ) in bar gewährt, so daß die
Kleinsiedlungsgenossenschaftenjetzt die bedeutenden Kurs -
Verluste vermeiden, die sie früher bei der Beleihung der
Arbeiterstellen mit Rentenbankkredit erlitten . Der Um¬
fang der Geschäfte der Deutschen Mittelstandskaffe nimmt
von Jahr zu Jahr zu , sie beschäftigt heute über 70 Be¬
amte .

WorkswirtschaMches.
Die deutsche Kronprinzessin und die heimische Konfek -

tionsindustrie.
Gegen die deutsche Kronprinzessin war, weil sie einmal ein

Pariser Geschäftshaus mit einem Auftrag bedacht hatte , der
Vorwurf erhoben worden , daß sie die ausländische Konfektions¬
industrie bevorzuge , wodurch die heimische Arbeit geschädigtwürde . ' Es wurde so dargestellt, als sei die deutsche Kron¬
prinzessin ebenso , wie cS leider viele Tausende deutscher
Frauen und Mädchen insbesondere in Modefragen sind, eine
enragierte Bewunderin des Auslandes , die, obwohl ihr die
Leistungsfähigkeit des eigenen Landes nicht unbekannt , sei ,
trotzdem bei Bestellungen sich an ausländische Häuser zu
wenden Pflegen . Derartigen Behauptungen sind jetzt die
„Braunschweiger Neuesten Nachrichten " entgegengetreten ; das
Blatt schreibt : „Es ist vielleicht angebracht, daß hier aus Krei¬
sen , die darüber genau Bescheid wissen, einmal eine Stimme
laut wird , die dazu einige Worte erklärender Art sagt . Die
deutsche Kronprinzessin hat sich in der Reichshauptstadt im
Punkte Mode schnell eine führende Position errungen . Sie
ist vorbildlich geworden für die Berliner Konfektion, für die¬
sen Wirtschaftszweig , der in Berlin hunderttausend Menschen
ernährt . Freilich fließt viel von dem , was die Berliner Ge¬
sellschaft in Modesachen ausgibt , aus den vorhin dargelegten
Gründen ins Ausland . Aber das dürfte bald vorbei sein .
Es kann hier ein Ausspruch mitgeteilt werden, den die Kron¬
prinzessin schon vor zwei Jahren getan hat. Damals hat sie
anläßlich einer Ausstellung in Berlin gesagt, sie möchte die
deutsche Konfektion auch zu der Leistungsfähigkeit erziehen ,
die die Pariser Konfektion auszuweisen hat. Die Kron¬
prinzessin hat die Anregung gegeben zu einer großen deutschen
Moden -AuSstellung , die 1914 in Berlin stattfinden soll und
die zum erftenmale Modeprodukte darbieten wird , die unab¬
hängig von ausländischen Modellen nach deutschen Entwürfe «
entstanden und in allen Teilen in Deutschland angefertigt
sind . An dieser Ausstellung werden sich die gesamte deutsche
Konfektion und alle ihr verbündeten Industrien , sowie Künst¬
ler und Mpler beteiligen . Die Vorarbeiten dazu haben schon
begonnen . Sie sollten , um die ausländische Konkurrenz zu
überraschen , einstweilen noch im stillen geführt werden —
aber man darf wohl aus der Schule plaudern , nachdem
gerade die deutsche Kronprinzessin ganz ungerechtfertigt in
den Verdacht gekommen ist, die deutsche Mode zu benach¬
teiligen ."



Internationale Sozialversicherung .
* Seine zweite Vollversammlung hielt das Deutsche Komitee

für internationale Sozialversicherung dessen Hauptaufgabe
die Propagierung der Sozialversicherungsidee im Auslände
bildet , im Reichsversicherungsamt am 8 . Februar ab . Der
Vorsitzende , Unterstaatssekretär Pros . Dr . von Mayer -Mün¬
chen, nahm die Überreichung einer Weuausgabe des Leitfadens
der deutschen und einer Übersicht der internationalen Arbeiter¬
versicherung zum Anlatz, auf die hier vorhandene , objektive
Darlegung hinzuweisen, die um so willkommener sei, als
neuerdings pessimistische Darstellungen mit einseitiger Über¬
treibung der Schattenseiten unverdiente Beachtung gefunden
hätten . Der Tätigkeit^ - und Finanzbericht des Geschäfts¬
führers , Prof . Dr . Manes -Berlin , fand widerspruchslos An¬
nahme . Über den Verlauf und die Ergebnisse der Züricher
Konferenz für Sozialversicherung berichteten Senats -Präsident
Dr . Klein-Berlin , Geheimevat Bielefeld -Lübeck und Landesrat
Dr . Freund -Berlin . Auch dieser richtete gegen die schon von
dem Vorsitzendengetadelten Veröffentlichungen Vorwürfe , hin¬
sichtlich deren er den einstimmigen Beifall der Anwesenden
fand . Direktor Dr . Zmher behandelte die Stellungnahme zu
den Beschlüssen der Züricher Konferenz. In der Diskussion
befürwortete Geheimerat Dr . Dietz (Darmstadt ) und Abg .
Fräßdorf (Dresden ) die zwangsweise Einbeziehung der Hand¬
werker in die Sozialversicherung , während Geheimerat Biele¬
feld die Möglichkeit freiwilliger Versicherungsnahme für aus¬
reichend hält . Zur Frage der Belastung und Entlastung durch
die Sozialversicherung sprach Arbeitersekretär Schmidt, M . d.
R ., der in allen wesentlichen Punkten mit dem Referenten Dr .
Freund übereinftimmte ; je mehr die Arbeitervcrstcherung zu¬
nehme, um so mehr wachse das Verständnis in Arbeiterkreisen,
in denen man sich durchaus bewußt sei, daß diese Gesetzgebung
den Arbeiterstand nicht unerheblich gefördert habe. Die Ver¬
sammlung stimmte der Anregung des Vorsitzenden bei, die
deutsche Reichsvcrwaltung möge gleich anderen Staaten das
internationale Komitee finanziell unterstützen. Ferner sprach
Geheimerat Bielefeld über soziale Kinderverficherung, insbe¬
sondere über Schulbersicherungskafsen im Auslande .

Badische Laudwirtschaftkammer.
In der Badischen Landwirtschaftskammer fand vor einigen

Tagen , wie die „Korrespondenz" der Landwirtschastskammer
mitteilt , eine Sitzung des Vorstandes statt , welcher als Ver¬
treter der Großh . Regierung Seine Exzellenz der Minister des
Innern Freiherr von Bodman und Ministerialrat Arnold an¬
wohnten . Die Beratungen erstreckten sich zunächst auf die von
den betreffenden Ausschüssen aufgestellten Grund - und Ar¬
beitsplänen für die Förderung der Schweinezucht, des Pflan¬
zenbaues , des Obst- und Gemüsebaues , der Geflügel- und der
Bienenzucht ; dieselben wurden mit einigen Abänderungen ge¬
nehmigt . Die Großh . Regierung erteilte den Grund - und
Arbeitsplänen , welche als Grundlage für die Verwendung der
an die Landwirtschaftskammer zu überweisenden Staatsmittel
dienen sollen , ihre Zustimmung . Es gelangten sodann die ,weiteren Beschlüsse der Ausschüsse für Wirtschaftspolitik, für
Forstwirtschaft , für Wein - , Obst- und Gemüsebau , für Acker -
und Pflanzenbau , für Tierzucht und für Geflügel- , Bienen -
und Fischzucht zur Verhandlung :

Die nach Abänderung des Landwirtschaftsgesetzes neu auf¬
gestellten Satzungen der Landwirtschaftskammer wurden ge¬
nehmigt . Weiter wurde beschlossen tue Großh . Regierung zu .
ersuchen , bei der Erstellung des Murgkraftwasserwerkes und
bei Ausnutzung der sonstigen Groß Wasserkräfte des Landes
alle Maßnahmen zu treffen , um das Interesse der Landwirt¬
schaft und der ländlichen Gemeinden zu wahren . Zur Schlich¬
tung vo« Rechststreitigkeiteu auf dem Lande soll versuchs¬
weise eine Einrichtung getroffen werden, die geeignet ist , Pro¬
zesse zu verhüten .

In der Frage eventueller bei Abschluß der neuen Handels¬
verträge zu beantragender Holzzölle wird die Landwirt¬

schaftskammer noch weiteres Material sammeln . In der Ge¬
meinde HcddeStach , wo der EichenschÄwaldbetrieb unrentabel
geworden ist, soll versucht werden, eine Waldyenossenschaft zu
bilden , um auf diese Weise eine Besserung der Verhältnisse
mittelst Überführung des Eichcnschälwaldes in Hochwald hcr -
beizuführen .

Die Bekämpfung der im Spargolbau sehr- große Ver¬
heerungen verursachenden Schädlinge soll im Benehmen mit
der Großh. Regierung in die Wege geleitet werden.

Aus dem Gebiete des Ackerbaues .werden Versuche mit ver¬
schiedenen Aubauweisen von Kartoffeln an mehreren Orten
des Landes vorgesehen. Die Versuche aus dem Versuchsgute
der Landwirtschaftskammer sollen nach dem dafür aufgestellten
Plane fortgesetzt werden. In der Frage der Verteuerung
von Tabakgrumpen wird sich die Landwirtschaftskammer er¬
neut an die Großh . Regierung wenden, daß, wie bisher , ein
entsprechender Ilbzug bei der Verwiegung zugelassen werde.

Bezüglich der Anwendung des Reichsviehseuchengesetzes soll
Großh . Regierung ersucht werden, den Molkereien, soweit als
möglich , entgegeuzukommen, und bei der Durchführung des
Tuberkulosetilgungsverfahrens auf die badischen kleinbäuer¬
lichen Verhältnisse möglichst Rücksicht zu nehmen. Im Ver¬
kehr mit Milch wünscht die Landwirtschaftskammer die Ein¬
führung einheitlicher Bestimmungen , mustergültige Milchver¬
sorgungsorganisationen sollen durch eine Kommission in eini¬
gen Städten geprüft werden, um darnach die Milchversorgung
der badischen Städte in die richtigen Wege zu leiten .

Zur besseren Fleischversorgung der Städte sind langfristige
Licferungsverträge für Schweine cm größere Städte zu gleich¬
bleibenden angemessenen Abnahmepreisen zu erstreben ; zu
demselben Zwecke soll auch die Viehverwertungsorganisation
der Badischen Landwirtschastskammer eine weitere Ausgestal¬
tung erfahren .

Endlich genehmigte der Vorstand den Entwurf des Voran¬
schlages, welcher der am 27 . Februar zusammentretenden
Vollversammlung der Landwirtschastskammer zur Beschluß¬
fassung vorgelegt wird.

Lt^ . Fleischversorgung Karlsruhes im Jahre 1912.
Zu den Biehmärkten im städtischen Biehhof wurden 2 842

(1814 : 8228) Ochsen , 2256 (1830 ) Kühe, 2281 (2187 ) Rinder ,
1746 (1682 ) Farren , 13S61 ( 14243 ) Kälber , 56445 (68631 )
Schweine und 2319 (2448 ) Hammel aufgetrieben . Von dem
aufgetriebenen Vieh waren eingeführt aus : Dänemark 12
Rinder , 4 Farren ; Holland 400 Ochsen , 328 Rinder , 323 Far¬
ren ; Schweden 69 Ochsen , 7 Kühe, 14 Rinder , 59 Farren ; der
Schweiz 43 Kühe , 4 Farren ; ( 1911 : aus Frankreich 340 Ochsen ,
1 Kuh, 19 Rinder , 592 Farren ) . Geschlachtet wurden 3375
(1911 : 8718) Ochsen , 2867 (2432> Kühe, 1788 (1750) Rinder ,
1898 (1813) Farrew , 16137 (17539 ) Kälber , 36687 (43450 )
Schweine und 2513 (2694) Hammel . Das Schlachtgewicht be¬
trug für Ochsen 940030 Kilogramm (1911 : 1014068 ) , Kühe
610627 Kilogramm (508229 ) , Rinder 358832 Kilogramm
(340755 ) , Karren 605883 Kilogramm (615088 ) , Kälber 625961
Kilogramm (670874 ) , Schweine 2803562 Kilogramm (3064963 )
und Hammel 63825 Kilogramm (67350) . Das Gesamtschlacht¬
gewicht war 5 718 901 Kilogramm (1911 : 6 289 819 ) , darunter
Kleinvieh mit 3 203 729 Kilogramm (3 811679 ) .

Die der Fleischbeschau unterworfene Flcischeinfuhr betrug
.133156914 Klsgrcmm (1911: 679 27814 ), davon eingeführt
«ns dem Auslande 768 507 Kilogramm (1A1 : 86 867 ) und
zwar aus : Dänemark 44174 Kilogramm (1911 : 36 865 ) , Hol¬
land 679362 Kilogramm ( 1911 : —) , Schweden 64 981 Kilo¬
gramm ( 1911 : —) .

über die Bich- und Fleischprise im Jahre 1912 geben fol¬
gende Zahlen Aufschluß: ES betrug der durchschnittliche Preis ;
für (1 Pfund Schlachtgewicht) : Ochsen 89,8—lOOch Pf . (1911 :
86,1—94 Pf . ) , Kühe 66,6—82,6 Pf . (63,8—76.3 Pf . ) , Rinder
96 Pf . (90,2 Pf .), Farren 83,4—90.4 Pf . (78,7- 84,8 Pf .) ,
Kälber 98,3- 106,6 Pf . (93,6- 102,8 Pf .). Schweine 74 .9—78,2
Pf . (62,5—64h Pf .) und Hammel 7SI —77ch Pf . (73,3- 75,9

der Metzgermnung bezw. der städt. Fleifchpveiskommfsion —
kostete das Pfund Ochsenfleisch 98—96 Pf . (1911 : 91—95 Pst
Kuhfleisch 63—72 Pf . (61—71 Pf .) , Rindfleisch 89—92 Pf
(87—91 Pf .), Kalbfleisch 96—106 Pf . (93—190 Pf .) . Schweins
flesich 82—93 Pf . (74—86 Ps . ) und Hammelfleisch 83—99 Pf
(76— 100 Pf .) .

v ! -Ps.

Finanzieller Wochenrückblick .
-m - Frankfurt , 6. Febr . Die Wiederaufnahme des Kampfes

zwischen den verbündeten Balkanstaaten und der Türkei hat
nicht diejenige Wirkung auf die Börsenhaltung hervorgebracht,die mancherseits erwartet worden war . Man neigt im allge¬meinen der Ansicht zu, daß der zweite Abschnitt des Krieges
nicht von langer Dauer sein werde und legt mehr Gewicht aufden Umstand, daß die Großmächte nach wie vor auf eine
Lokalisierung des Krieges bedacht sind und sich gemeinsam
bemühen, die Friedenssache zu fördern . Im übrigen haben
sich die Spekulation und die Privatleute in der letzteren Zeit
größerer Zurückhaltung befleißigt und das seit Beginn des
Balkankrieges mehrfach recht billig angebotene Effekten-
material ist zum weitaus größten Teil in kapitalkräftige
Hände übcrgegangen . Die Börsenlage ist also eine gesunde
und wenn keine unvorhergesehenen politischen Komplikationen
eintreten , darf Wohl angenommen werden, daß sich der Bör¬
senverkehr in ruhiger und normaler Weise urch ohne größere
Kurserschütterungen weiter entwickeln wird . Größere Sor¬
gen bereitet der Geschäftswelt allerdings immer noch der
teuere Geldstand. Indes hat sich in dieser Hinsicht binnen
kurzem eine Wendung zum Besseren einstellen können, indem
sich sowohl in Newhork , als auch in London eine Gelder¬
leichterung vollziehen konnte, von der man auch eine baldige
Rückwirkung auf den deutschen Geldmarkt erwartet . Für eine
Besserung der internationalen Geldverhältnisse spricht auch
der Umstand, daß sich bei der Bank von England schon seit
Wochen ein größerer Geldrückfluß vollzieht. Das Geschäft
hatte während des Wochenverlaufs einen ziemlich ruhigen
Charakter . Größere Umsätze fanden nur in den führenden
Werten der Montanindustrie und in den gewöhnlich von der
Spekulation besonders bevorzugten Kassaindustriewerten statt .
Von Bcrgwerksaktien waren Phönix , Gelsenkirchener, Bochu -
mer und Harpener zeitweise mit mäßigen Kursbeffcrungen
gefragt . Allerdings konnten die erzielten Preisbesserungen
nicht völlig aufrecht erhalten werden , da ein aus Rheinland
und Westfalen vorliegender Zeitungsbericht ein Nachlassen, der
Konjunktur am Eisenmarkte meldete. Inwieweit die in dem
betreffenden Artikel enthaltenen Darlegungen den tatsäch¬
lichen Verhältnissen entsprechen , läßt sich allerdings vorerst
noch schwer beurteilen . Auf dem ' Kassaindustriemarkte machte
sich lebhafte Nachfrage zu steigenden Preisen für Kleher
Aktien bemerkbar ; ebenso begegneten die im freien Verkehr
gehandelten Benz- Aktien regem Interesse . Auch für chemische
Werte wie Badische Anilin , Höchster Farbwerke , Albert und
Holzverkohlung zeigte sich hie und da Kauflust . Elektrizitäts¬
werte konnten sich ebenfalls etwas befestigen, ohne daß es zu
größeren Kursveränderungen kam. Auch Bankwerte stellten
sich etwas höher, mit Ausnahme der A . Schaaffhausenschen
Bankaktien , die auf ungünstige Dividendengerüchte vorüber¬
gehend stärker gedrückt waren . Der -Kurs konnte sich aber ans
die beruhigenden Erklärungen der Verwaltung wieder erholen
und die Dividende wird , wie schon früher , mit 5 Proz . in Aus¬
sicht genommen. Schiffahrtsaktien konnten sich vorübergehend
befestigen, schließen aber wieder schwächer . Bon Bähnwerten
lagen Shantung fest, während Canada nachgaben. Deutsche
Fonds zeigten bessere Haltung , fremde lagen ruhig . Von den
auswärtigen Plätzen kam wenig Anregung . Wien schloß
schwächer auf Befürchtungen wegen eines ungarischen - General -
streiks und auf ungünstige Gerüchte über die Haltung

umäniens . Privatdiskonto ca . 5 Proz
st -
R
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Kursbericht der Karlsruher Zeitung .
'

7. Februar 1S13.
4 . . .« Ld.All . b. 1991 «rW . ab 09

S'achdruck verboten .

Deutsche Ttaatspapiere .
1 . . .Lisch- Si. Schatz-nw . !,-/«.12 —
1. .. d» . . . M .V. .15 « W
4. . . do. «n>. in« . NS IMS . . SS W
4.. . t» . „ M . '/r .wJnt .Sch . —
S-/. d». „ . . 88.4«
3.. . bo . . 77 .8«
4. . . Preuß . Schatzantv . säll . V?.12 — .—
4. .. do. M .Vz.13 99 SV
4. . . do. . M . ' /ch.lS SSL0
4. . . Preuß. Cons. unk . b. 1918 . . 100—
4. . . do . . . fäll .-/7 .12Jnt .Sch . ——
4. . . do. (Stafftlarrl.) . 92 .85
3' /r do. 88.45
3. . . do. . . 77 60
* Der Kursbericht enthält die Kurse einer Auswahl mündelstcherrr Wertpapiere

4.. . dv. v . W n . 09 ul . b . 1818
4 .. . do. v .1911u. l2unk . S.1931
TV, vo. absest . (fl)- 3V. do. abgest. (M)
3V- do.v. 1886 cLaest.
8V- dv .-v. 18SS« . 1891 . . .
3V- do . v . 1800khb . ab1S05 .
Zr-l. do. v. isosrdb . ab 19W .
3 '/» do . v. 1901 unkdb. b. 1912
3V- do. v. 1907unkdb . b.1915
3. . . do. v. 1896 .
4. . . Bayr . Ablösungsrente . . .
4.. . do. E .-B .-Anl . kdb. ab06
4.. . do . E.-B .u .A.A.uuk^ .15
4 . . . do. S .-B .u .A .A-mrk.L.18
4 .. . do . E. -B .u .A .N .mrkH.20

99 .35
ss .ro
96 50
9S .10

»0 50
89 .—
87 .75
87 .60
88 40
84 .—
9910
S9.?tt
99 70
99 65
99 .70

nach der

8-/- Vayr .« .-B . u. Wg . Arrl. . .
Ir/ , do. Landeskultur-Rente . .
3- Hs . S.^V . Attl .
4. . . »o. Pfalz. E.-B .Priorität .
3Vr bv.
3Vr d» . (konv .) u. v . 1895 . . .
3V- Bremer v. 1888 , 92 , 99 . .
.3 . . . dv . v. 1M6 u . 1SS2 . . .
Z.-. -Elsaß -LoHr. Neude . . . . .
4 . . . Hamb .St .--A .am.1900u.00 .
4 — do. am. v . 1S07auS . b^15 «
4. . . do . IMS unk. bis 1913 .
4 . .. do . 1SÄS utlnb. bis 1812 ^
4. .. do. 1911 unk. bis 1931 . .
8V , do . St . 8knte . . . . . .
Zr/, dv . St . Anl . amort. . . .

fv .1837,9! ,93,99,1901 )
8 .. . dv. v . 1886 , 97 « 1902 .
4. . . Hessen v. 1899 kdb. ab 1909 .
4 .. . do . v . 1906 mrk. bi» 1913 .
4.. . do . V.19ü8u.1909uk .b.1918

87 —

7?LY
9V—

« SO
76 —
81 . —
98 7V
»S.70
»8 .70
987«
«8 .70
87 .SS
87 .70

78 SO
9910
« SO
« SS

Veröffentlichung der Frankfurter Bö §se

abgest^ /»Hessen
3'/. do.
5 . . . do .
» .. . SächsischeRente .
4. . . D »wttemb . unkdb . bis 1615
4 . . . do . „ 1921

do . v. 1A75 . .
do. d. 1879/80 .
do , v. 1881/85
dv. V. 1885^ 5 . . . . .
do . V. 1S00 . .
.do . v . IM u . ff. . . .. .
do . V. 18S6 . . .

3V.
8V-

-SV-
8V-
S-/,
D

86.80
87 .—
^685
78.80
9975 .

100 Lü
9S.70
90.50
87 .20
90 -
87 —
87 —
78.80

Städtisch« Anlehen.
4 . . . 5t«dtBad. -B.V.06ur .b . 13 . 97 .-
S '/, do . 1896/1905L.aL1Sv3 '10 —
3 . . . do . 1843 . 82 .30

4 . . . 5tadtBruchsal09utgb .b.14 . 96.80
SV, d». 1835 . —.—
3V, do. EttlingenHilgb. ab 09 . SO.—
4. . . do. Kreiburgv.OOrb.ab05 . —.—
3V- do. 1881u.81abg .Z8u .98 . 88 .40
»V, do. 1903 kob. ab 1903 . . 88 .«
4 .. . do. Heidelberg 1901 . . . 97 .—
4. . . do. 1907 unk . bis 1913 .
»V- do. 1894 . 87 .80
»V- do. 1903 . 87 SO
SV. do. IMS küudb . ab 1911 . —
4 .. . Lo.Karlsruhe07utgb.b.13 . 96 .80
SV, do. 1900 abgest . 88.10
»V. do . 1862 kdb. Sb 1907 . . 88 40
SV. do. 1903 kdb. ab 1903 . . 83 .10
8 . .. do . 1836 . —
3 . . . do. 1839 . 92 .—
3 .. . do . 1898 . 82 .—
3.. . do. 1897 . . 82—
3V- do. Lahr 1389 . 88 .«
SV- do. 1302 . —
4 .. . do. Lörrach1911unk .b.1921 - S.50

3V,Stadt Lörrach von 1905 . . —
3V- do . Offetiburg 98 kb.abOI . —
3V- do. 1905 kb. ab 1910. . . —
4. . . do. Pforzheim99kb.ab04 . —
4 . . . do. 1901 kdb. ab 1906 . . « .4L
4 . .. . do . 1907 unkb . bis 1913 . « .45
4 . . . -do . 1910 unkb. bis 1915 . —
3V- do. 1863 «ckgest. u . 1905 . —.—
4. .. do. Rastatt08utgb . b . 18 . ——

PfandbrUf «.
t . . ,RHLyp .Ma,mh.kb.abv2b .<>7 »« .1«
1 . . . d». nn» . dis 1SIL . . , . W.NI
4. . . d». unkb . bis 1917 . . . . »7.—
1 . .. d«. »nid . bis 1919 . . . . »7 —
1 . .. do . unkb . bis 1321 . . . . 98 . —
8-, - do . alte . 87 1»
8-/. do . unkb . bis 1911 . . . . 87 —

do . Kommunal . 8« 8!

^ keiniscke d/Irinnkeim . 0 .24
Hypotbel -enbestLnck . . . Lucke 1911 Ll . 567 741194 .78 ! Der Eescvüktsverlcbt kür ckns ( alrr 1911 , so«-ie Lriculurs vslrefkenck Lupilulunlugs
Lomtrmnul -Vnrlelren . . . » , , „ 11222289 .93 0 » unseren kknnckvrisken rrrrck Lommannloblig -tionen künitEn von cker 8un!c ckirekk ocker
? knnckbrieknrnlnnk . . . . „ „ „ 540 500 700 .— I von sLrnlIicdnn kkullckdriekveriruuksstelten gratis unck krunlro desogen vvercken. Unsere Tlküeu

Vortrag ) . . . , , LL 821 2KK.42 ! HommunuI-ObligLtionennmlLuk „ „ „ 9 715 700 .— ^ kkLnckvriete unck Lorninunuloblignlionen nebrnen vir kostenlos in Verrvulirung.
Unsere pfguckbeieks nnck Kommunslodlig-ltioimn sinck bei cker 8snk r«ibst unck vei uiisn 6INKerl nnck Lgnttisns erbLItiieli .

SiidgsLskttes Alrtisnlsspilsl m . 2S S00 0S0 .
n (snsscklieülicb

^ 1 . SsstgeseliM
k> eidrri »g I. Lneisgsu

Qswisssntiafts VssongunZ von Vormö -

ßSN8Ln >Lgsn allsk ' WsrtpLsrisl '- u .
i -i ^ potbsksn - Vsllksiir , k^inLnrisntn ^ sn .

KürserlWKMsMge .
L. Streitige Gerichtsbarkeit.

Z.568 .2 .1 Emmrubingen .
Die Messerschmied Ludwig
Weiß Ehefra « Marie Luise
grb. Harne in Emmendingen
hat beantragt , die verscholle¬
ne Steuererheber Karl Harne
Ehefrau Rosine geb . Maier ,
gSorerr am 15 . Januar 1850
in Nimburg und daselbst
Wohnhaft, ihre Mutter , für
tot zu erklären .

Die bezeichnete Verscholle¬
ne wird aufgefordert , sich
spätestens in dem auf

Montag den 20. Oktbr. 1913 ,
vormittags 10 Nhr,

vor dem Unterzeichneten Ge¬
richte , Bureau Nr . 1, ande-
raumten Skufgabotsterminezu
melden, widrigenfalls die To-
dcserklärullg erfolgen wird.

An alle , welche Auskunft
über Leben oder Tod der

Verschollenen zu erteilen ver¬
mögen, ergeht die Aufforde¬
rung , spätestens im Aufge-
boisterinine dem Gericht An¬
zeige zu machen .
Emmendingen, 3. Febr . 1913.

Großh . Amtsgericht I,

äktisalrspiwl : Svl> Msilionsa « . kmvrvvn : 60 Milanen 0 .

tzliscjsrlsssunZsn
im QroLksrroxftum Sscksn :

WIsnnksim °

> . 8 ,

LortzffäitiAS SrIscsi §unA allsr tranirmLöiASN
- - - - . . . QssosiM «. - ---- --

r - i- 7155 o 7 , LS r > 7 5 ;
übernimmt (^.142

k̂ svisionsn , 8iIsn2: - ft'rüfusi ^sn,8Anisrim §sn,
l- iquiclstionsn, VsrmöZsns - VsrwuItunZsn,
fl-sstLmsuts - VollstrsckunZön , Vsrmittlung
v . Qrünclimgsn u . sonst . fl-rsusiänciSrZsscIiMs

Unbellingte Versvlnaiegelihsit rugsriviieri.

Z .576 . Pfarzheim . Im Kon¬
kursverfahren über das Ver .
mögen des Zimmermeisters
Johann Simon Brau « in
Pforzheim wurde Dermin zur

, Abnahme der Schlußrechnung
bestimmt auf
Montag den 3. März 1913 ,

Vormittags 10 Uhr,

vor Gr . Amtsgericht Pforz¬
heim , Zimmer . Nr . 18.

Die Gebühren und Ausla¬
gen des Konkursverwalters ,
Rechtsanwalt Dufner hier,
wurden vom Gericht auf 20
Mark festgesetzt .

Pforzheim , 5 . Febr . 1913 .
Gerichtsfchreiberei Gr . Amts¬

gerichts H .

Konkursverfahren .
Z.572 . Konstanz. Im Kon¬

kursverfahren über das Ver¬
mögen des Kaufmanns Karl
Heinrich Dietrich, Inhabers
der Firma C . H . Dietrich in
Konstanz, ist Termin zur Prü¬
fling der nachträglich ange-
meldeten Forderung vor dem
Großh . Amtsgericht dahier be¬
stimmt auf
Samstag de« 1. März 1913,

vormittags 9 Uhr-
Konstanz, 30. Jan . 1913.

Gcrichtsschreiberei Gr . Amts .
gerichtS .

Z.574 . Mannheim . Das
Konkursverfahren über das
Vermögen der Firma Elise
v. d . Sande », Tapeten - und
Linolennchandlung , Inhabe¬

rin : Ferd . v . d . Sanden Ehe¬
frau , in Mannheim , wurde
durch Beschluß des Gerichts
vom 4. d. Mts . nach Abhal¬
tung des Schlußtermins und
erfolgter Schlußvertcilung
-aufgehoben.

Mannheim , 6 . Febr . 1913-
Der Gerichtsschrriber Großh-
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